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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 23. März 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 156. Sit- 
zung am 23. März 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 8. März 1956 verabschiedeten 

Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit 
- Drucksachen 1184, 2135 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. von Hassel 
Bonn, den 23. März 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 16. März 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

von Hassel 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungsvorschläge 

zu dem Zweiten Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


1. Zu § 1 

In Satz 2 sind die Worte „der §§ 1, 3 und 4 
der Verordnung vom 3. Juli 1938 oder nach 
Maßgabe des Artikels 1 der Verordnung vom 
30. Juni 1939“ zu ersetzen durch die Worte 
„dieser Bestimmungen“. 

Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, die unter § 2 
der Verordnung von 1938 fallenden Perso- 
nen hier auszunehmen. Soweit in diesem 
Falle besondere Verhältnisse vorliegen, er- 
folgt eine entsprechende Regelung in § 6 des 
Gesetzes. 


2. Zu § 5 

§ 5 ist wie folgt neu zu fassen: 

* § 5 

Wer erst nach dem 26. April 1945, jedoch 
im Anschluß an die Kriegsgefangenschaft, In- 
ternierung, Vertreibung oder Aussiedlung 
seinen dauernden Aufenthalt in Deutsch- 
land genommen hat, steht im Rahmen die- 
ses Gesetzes denen gleich, die ihren dauern- 
den Aufenthalt am 26. April 1945 in Deutsch- 
land hatten,“ 

Begründung 

Die vom Bundestag beschlossene Fassung des 
§ 5 hat praktisch eine Verlegung des Stich- 
tages vom 27. April 1945 auf den 23. Mai 
1949 zur Folge. Da die Begründung des 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes in 
Deutschland vom Ausland her von 1945 bis 
1949 grundsätzlich erschwert war, wird jede 
in Betracht kommende Person fast ohne Aus- 
nahme diese Erschwernis glaubhaft machen 
können. Diese Sonderregelung widerspricht 
dem Bedürfnis nach einer Vereinfachung der 


Verwaltung wegen der sich aus der Bestim- 
mung ergebenden Fülle von Verwaltungsar- 
beit. Darüber hinaus ist die Verlegung des 
Stichtages willkürlich. Es ist nicht einzusehen, 
warum der Stichtag vom 23. Mai 1949 an- 
dere Rechtsfolgen hinsichtlich der staatsrecht- 
lichen Verhältnisse der Österreicher mit sich 
bringen soll. 

Eine besondere Berücksichtigung für jene Per- 
sonen ist zweifellos erforderlich, die nach 
Kriegsgefangenschaft, Internierung, Vertrei- 
bung oder Ausweisung erst zu einem späte- 
ren Zeitpunkt ihren dauernden Aufenthalt 
in Deutschland nehmen konnten. Für diese 
Fälle ist aber die Festsetzung eines bestimm- 
ten Stichtages nicht gerechtfertigt, § 5 des 
Gesetzes sollte daher wieder die Fassung er- 
halten, die der ursprüngliche § 4 nach den 
Beschlüssen des Ausschusses für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung des Bundes- 
tages in der Sitzung vom 3. Mai 1955 — 
BT-Drucksache 1391 — erhalten hatte. Soll- 
ten sich aus dieser Regelung Härten ergeben, 
könnten diese im normalen Einbürgerungs- 
verfahren ohne weiteres ausgeglichen wer- 
den. 


3. Zu § 6 

§ 6 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 ^ 

Wer von § 2 Abs. 1 der Verordnung vom 
3. Juli 1938 erfaßt worden und bis zum 
26. April 1945 deutscher Staatsangehöriger 
geblieben ist, besitzt die deutsche Staatsange- 
hörigkeit auch weiterhin, wenn er innerhalb 
der Frist des § 8 erklärt, daß er den Fortbe- 
stand der deutschen Staatsangehörigkeit ge- 
wollt habe. § 3 Abs. 4 und 5 findet entspre- 
chende Anwendung.“ 
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Begründung 

Eine Sonderregelung für den Personenkreis 
nach § 2 Abs. 1 der Verordnung vom 3. Juli 
1938 hinsichtlich des Erwerbs der Staatsange- 
hörigkeit erscheint nicht erforderlich. Dage- 
gen ist mit Rücksicht darauf, daß diese Per- 
sonen bei Einbeziehung in § 1 des Entwurfs 
unter Umständen staatenlos würden, eine 
Sonderregelung insoweit geboten. Im übri- 
gen dürfte es für die Praxis der Verwaltungs- 
behörden schwierig sein, festzustellen, ob es 
in den im Gesetz genannten Zeiträumen dem 
Willen des Betroffenen entsprach, die deut- 
sche Staatsangehörigkeit zu besitzen. Damit 
würde die praktische Verwaltung überfordert 


und ihr unnötigerweise eine Mehrbelastung 
auferlegt werden, die im Widerspruch zu den 
Bestrebungen nach einer Vereinfachung des 
Verwaltungsvollzugs steht. 

4. Zu § 8 

In Abs. 1 ist die Frist „31. Dezember 1956“ 
durch „30. Juni 1957“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Fristverschiebung erscheint geboten mit 
Rücksicht auf die durch die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses bedingte Verzöge- 
rung der Verkündung des Gesetzes. 
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